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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Köhler (Wolfsburg), 

Dr. Hammans, Dr. Kreile, Dr. Gölter, Frau Benedix, Benz, Ey, Dr. Fuchs, 

Dr. Hornhues, Dr.-Ing. Oldenstadt, Pieroth, Röhner, Dr. Schäuble, Frau Schleicher, 
Dr. Waigel, Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Konsequenzen der Bundesregierung aus dem Bericht der Bundesregierung 
über die wirtschaftliche und soziale Lage der künstlerischen Berufe 
(Künstlerbericht) - Drucksache 7/3071 
- Drucksache 7/4219 - 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 12. November 
1975 - II a 5 - 42 - im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern, dem Bundesminister der Justiz, dem Bundesminister 
der Finanzen, dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. Zu welchen Ergebnissen ist die Bundesregierung seit Veröffent- 
lichung des Berichts bei ihrer Prüfung der im Bericht darge- 
stellten Lebens- und Arbeitsbedingungen der in künstlerischen 
Berufen Tätigen gekommen? 

Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort vom 28. Mai 
1975 auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU zum Vorhaben 
einer Deutschen Nationalstiftung (Drucksache 7/3704) hervor- 
gehoben, daß Kunst und Kultur weder bloßes Mittel äußerlicher 
Repräsentation noch entbehrlicher Luxus seien. Die Förderung 
von Kunst und Kultur sei vielmehr selbstverständliche Aufgabe 
eines Staates, der sich nicht nur als Rechts- und Sozialstaat, 
sondern auch als Kulturstaat versteht. Bei der weiteren kultu- 
rellen Entwicklung in unserem Staat kommt dem Künstler und 
seiner Arbeit eine ganz wesentliche Bedeutung zu. Seiner Auf- 
gabe kann der Künstler nur gerecht werden, wenn seinen 
beruflichen und sozialen Belangen angemessen Rechnung 
getragen wird. Die Bundesregierung befaßt sich daher ein- 
gehend mit den Belangen der Künstler. 

Nach Vorlage des Künstlerberichts sind in den letzten Monaten 
zahlreiche Gespräche mit den Berufsverbänden der Künstler 
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sowie mit kulturellen Institutionen und Organisationen geführt 
worden, in deren Verlauf die im Künstlerbericht aufgeworfenen 
Fragen eingehend erörtert wurden. 

Das Bundeskabinett hat daraufhin in seiner Sitzung vom 
6. November 1975 die Notwendigkeit wirksamer und aufein- 
ander abgestimmter Maßnahmen zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Situation der künstlerischen Berufe 
unterstrichen und die zuständigen Ressorts beauftragt, die 
begonnenen Arbeiten mit Nachdruck fortzusetzen und bald- 
möglichst zum Abschluß zu bringen. 


2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung aufgrund des 
Berichtes und der von der Projektgruppe gemachten, dem Parla- 
ment jedoch nicht zugeleiteten Empfehlungen zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen und sozialen Lage der künstlerischen Berufe 
bis jetzt getroffen? 

3. Welche Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage der künstlerischen Berufe erachtet die Bundes- 
regierung als vordringlich, und welche wird sie aus diesem 
Grunde noch in dieser Legislaturperiode in die Wege leiten? 

4. Welche Vorbereitungen trifft die Bundesregierung, um dem 
Gesetzgeber für die nächste Legislaturperiode die notwendigen 
Grundlagen für langfristige Maßnahmen zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage der künstlerischen Berufe 
zur Verfügung zu stellen? 


Um die wirtschaftliche und soziale Situation der in künst- 
lerischen und publizistischen Berufen Tätigen zu verbessern, 
wurde bereits eine Reihe von verschiedenen Maßnahmen ver- 
abschiedet. Andere werden noch geprüft. Dabei geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß es gilt, Rahmenbedingungen zu set- 
zen, die es den Künstlern ermöglichen, in Freiheit und Eigen- 
verantwortung ihre Leistungen zu erbringen. Gegenstand der 
Überlegungen ist es, Regelungen im Bereich der sozialen Siche- 
rung, der Arbeitsvermittlung, des Steuerrechts und des Urhe- 
berrechts im Rahmen des Möglichen besser als bisher auf die 
Belange der Künstler abzustimmen. Wichtig ist es vor allem 
auch, die spezifischen Fähigkeiten und Möglichkeiten des Künst- 
lers mehr als bisher zu nutzen und in diesem Zusammenhang 
seine bisherigen beruflichen Tätigkeitsfelder zu erweitern. 

Bei den zur Erörterung stehenden Maßnahmen handelt es sich 
z. T. um schwierige Fragen, zumal zahlreiche künstlerische 
Berufsgruppen mit teilweise unterschiedlichen Problemen und 
Interessen betroffen sind und auch die finanziellen Auswirkun- 
gen eingehend erwogen werden müssen. Hinzu kommt, daß 
nach der bestehenden Aufgaben- und Kompetenzverteilung 
des Grundgesetzes die zu treffenden Maßnahmen nur in koope- 
rativem Zusammenwirken von Bund, Ländern und Gemeinden 
durchgeführt werden können. 

An Maßnahmen, die bereits getroffen bzw. eingeleitet sind 
und zu einer Verbesesrung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage der künstlerischen Berufe führen können, sind folgende 
zu nennen: 
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a) Durch den § 12 a Tarifvertragsgesetz (eingefügt durch Arti- 
kel II § 1 des Heimarbeitsänderungsgesetzes vom 29. Okto- 
ber 1974, BGBl. I S. 2879) wurde den selbständigen Künst- 
lern und Publizisten, sofern sie die in der Vorschrift genann- 
ten Voraussetzungen der Arbeitnehmerähnlichkeit erfüllen, 
die Möglichkeit zum Abschluß von Tarifverträgen eröffnet. 

Dadurch erhalten vor allem die „Freien Mitarbeiter" von 
Rundfunk und Presse die Möglichkeit, durch Kollektivver- 
träge insbesondere ihre Beschäftigungsbedingungen zu 
gestalten und zu verbessern. 

b) Bei der Lohnsteuer wurde zugelassen, daß der Arbeitgeber 
den Berechnungszeitraum bei unständig Beschäftigten mit 
täglicher oder wöchentlicher, in der Höhe schwankender 
Lohnzahlung bis zu einem Monat ausdehnt, um eine zu hohe 
momentane Steuerbelastung zu vermeiden. Soweit durch 
diese Regelung, die vor allem abhängig tätigen Künstlern 
und Publizisten zugute kommt, bereits ein voller Ausgleich 
erreicht wird, bedarf es keines Lohnsteuerjahresausgleichs 
mehr. 

c) In der gesetzlichen Rentenversicherung wird ebenfalls eine 
Änderung der Vorschriften für unständig Beschäftigte vor- 
bereitet. Dadurch sollen die unbilligen Folgen aus der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, wonach vor allem 
bestimmte sogenannte „ständige Freie Mitarbeiter" des 
Rundfunks unständig Beschäftigte sind, beseitigt werden. 
Insbesondere soll die Beitragserhebung besser an die 
ungleichmäßigen Einkommen dieses Personenkreises ange- 
paßt werden. Durch eine Änderung der Vorschriften über 
die Beitragsberechnung können damit höhere Rentenan- 
sprüche erworben werden. Diese Regelungen worden vor- 
aussichtlich 1976 in Kraft treten. Für die gesetzliche Kran- 
kenversicherung werden vergleichbare Regelungen vor- 
bereitet. 

d) Eine umfassende Reform des Urhebervertragsrechts, die 
wegen der unterschiedlichen Verhältnisse in den einzelnen 
Bereichen der Verwertung urheberrechtlich geschützter 
Werke und Leistungen schrittweise vollzogen werden soll, 
wurde durch Vergabe eines Gutachtenauftrags für das Recht 
der Sendeverträge eingeleitet. Dieses Gutachten, das bereits 
Vorschläge für eine gesetzliche Regelung enthalten soll, 
wird voraussichtlich im ersten Halbjahr 1976 vorliegen. 

e) Außerdem wird ein Forschungsauftrag „Kooperatives 
Gestalten städtebaulicher Maßnahmen unter Mitwirkung 
von bildenden Künstlern" vergeben. Von der Forschungs- 
arbeit werden Erkenntnisse über die Möglichkeiten für die 
Mitarbeit bildender Künstler bei Gestaltungsaufgaben im 
Rahmen städtebaulicher Planungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen erwartet. Mit den Ergebnissen ist voraussichtlich 
im Frühjahr 1977 zu rechnen. 
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Auf der Grundlage des Künstlerberichts (Drucksache 7/3071) 
und des zuvor erschienen Autorenreports wird die Bundes- 
regierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit ihre Überlegungen 
zügig vorantreiben, um die anstehenden Entscheidungen so früh 
wie möglich dem Deutschen Bundestag vorlegen zu können. Bei 
ihren vorbereitenden Arbeiten steht die Bundesregierung in 
engem Kontakt mit den künstlerischen Berufsverbänden. 


5. Welche Bemühungen unternimmt die Bundesregierung, die vom 
Bund zur Kulturförderung bereitgestellten Mittel effizienter 
einzusetzen? 

Die vom Bund zur Kulturförderung bereitgestellten Mittel sind 
bereits bisher unter dem Gesichtspunkt größtmöglicher Wirk- 
samkeit eingesetzt worden. Dabei wird die Förderungspraxis 
und ihre Anpassung an neue Entwicklungen und Notwendig- 
keiten ständig überprüft. 

Daß die Bundesregierung auf eine Fortentwicklung ihrer För- 
derungspraxis bedacht ist, zeigt z. B. das Projekt einer Deut- 
schen Nationalstiftung. Die Stiftung soll in besonderem Maß 
als Instrument flexibler Förderung ausgestaltet werden, damit 
den vielfältigen Anforderungen unseres kulturellen Lebens 
bestmöglich Rechnung getragen werden kann. Auch die Über- 
legungen für eine Neuordnung der kulturellen Filmförderung, 
die u. a. eine Konzentration der Mittel und Maßnahmen auf 
Förderungsschwerpunkte und eine elastischere Anpassung an 
die Erfordernisse und Bedürfnisse des Einzelfalles vorsehen, 
machen deutlich, daß die Bundesregierung um einen effiziente- 
ren Einsatz der Bundesmittel zur Kulturförderung bemüht ist. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, bei der Aufstellung der Haus- 
halte der nächsten Jahre darauf hinzuwirken, daß auch bei 
einer angespannten Haushaltslage die Mittel für die Kultur- 
erhaltung und -förderung nicht zuerst und überproportional 
gekürzt werden? 

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung der Kulturerhal- 
tung und -förderung bewußt. Sie wird daher auch bei ange- 
spannter Haushaltslage im Rahmen der verfassungs- und haus- 
haltsmäßigen Möglichkeiten des Bundes wie bisher den kultu- 
rellen Belangen angemessen Rechnung tragen. 


7. In welchem Maße plant die Bundesregierung in Zukunft von 
der Möglichkeit Gebrauch zu machen, im Zusammenwirken mit 
den Ländern im Rahmen der Bund-Länder-Kommission Maßnah- 
men mit dem Ziel der Kunstförderung einzuleiten, wie z. B. die 
Anregung und Entfaltung kreativer Aktivität durch Förderung 
von Projekten der Zusammenarbeit von Schule und kulturellen 
Einrichtungen (u. a. Orchester, Musikschulen, Jugend- und Kin- 
dertheater) ? 

Innerhalb ihrer Zuständigkeit nach Artikel 91 b GG und auf- 
grund einer Bund-Länder-Rahmenvereinbarung über Modell- 
versuche im Bildungswesen fördert die Bundesregierung im 
Rahmen der Arbeiten der Bund-Länder-Kommisison für Bil- 


4 



Deutscher Bundestag — 7 Wahlperiode Drucksache 7/431 3 


dungsplanung seit 1973 mit zunehmenden Beträgen Modell- 
versuche zur Zusammenarbeit des Kindergartens und der Schule 
mit Museen, Jugendmusikschulen, Jugendkunstschulen und 
anderen Kulturinstitutionen. Dem gemeinsamen Einsatz von 
Künstlern, Lehrern und anderem Fachpersonal wird dabei 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Aufgrund eines entsprechenden Beschlusses der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung ist eine ad-hoc-Gruppe aus 
Vertretern des Bundes und der Länder eingesetzt worden, die 
Vorschläge zur Strukturierung der kulturellen Bildung erarbei- 
ten soll, da dieser Bereich im Bildungsgesamtplan noch nicht 
behandelt worden ist. Die zu Beginn des kommenden Jahres zu 
erwartende Vorlage der ad-hoc-Gruppe wird innerhalb einer 
Reihe mittel- und langfristiger Planungs- und Zielvorstellungen 
auch Vorschläge enthalten, die unter dem Aspekt größerer 
Wirkungsmöglichkeiten von Künstlern bei der angestrebten 
verstärkten Kooperation von Bildungs- und Kultureinrichtungen 
von Bedeutung sind. 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß die Vorlage 
der ad-hoc-Gruppe in den zuständigen Gremien der Bund- 
Länder-Kommission beraten und verabschiedet wird. 
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